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Beschlussvorschlag: 
Der Ortsgemeinderat beschließt, bis zur Klärung der rechtlichen Situation das Ver-
fahren ruhend zu stellen. 
Das Planungsbüro soll über den Sachverhalt informiert und auf die Möglichkeit zur 
Stellung einer Abschlagsrechnung zum jetzigen Bearbeitungsstand hingewiesen 
werden. 
 
 
 
 
 
Beschluss: 
 
 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
Sachverhalt: 
Der Ortsgemeinderat hat zu diesem Bebauungsplan zuletzt am 14.09.2022 im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB eine Einwohnerversamm-
lung durchgeführt. 
In der Folge wurde bis Juli diesen Jahres die Straßenvorentwurfsplanung erarbeitet 
und im Ortsgemeinderat abgestimmt. 
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Als nächstes hätte in diesem Verfahren nunmehr die Abwägung zu der frühzeitigen 
Beteiligung und die Einarbeitung der Straßenentwurfsplanung in den Bebauungsplan 
angestanden und anschließend die Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB stattgefun-
den. 
 
Nunmehr hat aber das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 18.07.2023 
die der Planung zugrundeliegende Rechtsgrundlage, den § 13 b BauGB für europa-
rechtwidrig und somit für nicht anwendbar erklärt.  
Das Urteil ist noch nicht veröffentlicht, demzufolge gibt es auch noch wenig belastba-
re Kommentierungen zu den rechtlichen Auswirkungen. Klar ist jedoch bereits, dass 
die laufenden Verfahren nicht nach dieser Vorschrift fortgeführt werden können. 
 
Hierdurch fallen auch wesentliche Erleichterungen dieses Verfahrens, wie der Ver-
zicht auf Umweltbericht und Eingriffsausgleich weg. Die erste allgemeine Empfeh-
lung der Kommentierungen zu diesem Urteil lautet, die laufenden Verfahren auf das 
Regelverfahren nach §§ 2 ff BauGB umzustellen. Dies scheitert hier jedoch an der 
fehlenden Entwicklung des Planes aus dem Flächennutzungsplan der Verbandsge-
meinde Vordereifel. Dieser weist für das Plangebiet Fläche für die Landwirtschaft, 
Sondergebiet Ferienhaussiedlung und Grünflächen aus. Nach § 13 b BauGB war 
dieser Tatbestand unerheblich, da der Flächennutzungsplan dieser Planung anzu-
passen gewesen wäre. Ohne § 13 b BauGB wird der Planung nunmehr jedoch ein 
Riegel vorgeschoben.  
Eine Ausweisung weiterer Wohnbauflächen im Flächennutzungsplan scheitert an 
den Vorgaben des Regionalen Raumordnungsplanes (Schwellenwertthematik: Die 
VG hat aktuell keinen Anspruch auf Ausweisung weiterer Wohnbauflächen). 
 
Seitens der Verwaltung wird empfohlen, das Verfahren ruhend zu stellen und dann 
abzuwarten, wie sich die Situation entwickelt (z.B. ob der Gesetzgeber eine union-
rechtskonforme Folgeregelung erlässt). 
 
Da das Planungsbüro Anspruch auf Zahlung seiner erbrachten aber noch nicht abge-
rechneten Leistungen hat, sollte es über den Sachverhalt informiert und auf die Mög-
lichkeit zur Stellung einer Abschlagsrechnung zum jetzigen Bearbeitungsstand hin-
gewiesen werden. 
 
 
 

 

Finanzielle Auswirkungen? 
 

 Ja  Nein 

 
    

Veranschlagung 

 Nein 
 

 Ja, mit 
 € 

 

Ergebnishaushalt 
  2023 

Finanzhaushalt  
 2023 

Buchungsstelle: 

 
 
 
Anlagen: 
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